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WIENER GEMEINDERAT
Sitzungvom1 .Dezember1929

BürgermeisterSeitz eröffnet um17 Uhrdie Sitzung .DerGemeinderat
setzt die Generaldebatte über den städtischen Rechnungsabschluss für 1928

fort .
GR .Gschladt( . . )kritisiert ,dass die AusführungendesFinanzreferer

ten über den Rechnungsabschluss sehr kurz waren ,obwohl die Abweichungendes
Rechnungsabschlusses vom Voranschlag sehr aufkäärungsbedürftig wären . Der

Rechnungsabschluss bietet das Bild einer unaufrichtigen Veranschlagung .Die

veranschlagten Einnahmen von 1l3 Millionen Schilling wurden um fast 60 Mil¬

lionen und die veranschlagten Ausgaben von 478 Millionen Schilling umfast

23 Millionen Schilling überschritten .Schliesslich hat sich der veranschlag¬
te Gebarungsabgang von 35 ' 6Millionen Schilling in einen Ueberschuss von: : .
286 . 000Schilling verwandelt .Ein anderes Kapitel sind die Rücklagen .Wenn

sie im kaufmännischen Gebiet nicht unerlässlich sind ,so trifft dieser Grund
satz auf die öffentliche Verwaltungnicht zu ,da diese nicht auf eineGewinn
wirtschaft ,sondern auf die Bedarfswirtschaft abgestellt sein muss .Dieaus¬

gewiesenenRücklagenmachennahezu 5 Millionen Schilling aus .Siesollten
unter den Depositen zu finden sein ,doch haben wir darüber keine Ausweise .

Auchder Kontrollamtsbericht gibt uns keine Aufklärung ,sondern nurorakel¬

hafte Auskünfte .Auf der einen Seite werden beim Wohnungs -undSiedlungswese
für drei Millionen Schilling Rücklagen gemacht ,auf der anderen Seite werder
die veranschlagten Augaben von 76 Millionen Schilling um zwanzig Millionen

überschritten .Das zeigt ,dass der Finanzreferent Defizite konstruiert,um das
Privateigentumenteignenzu können .Wiemanaber hört ,soll dasStadtbauamt
nur 12 Millionen Schilling angefordert haben ,umrückständige Rechnungenbe¬
gleichen zu können .Breitner war freigiebig und hat 20 Millionen Schilling

gegeben .Das war eine Verlegenheit für das Stadtbauamt und da ist nun,wie

die Sage geht,ein Brief von der Gesiba rechtzeißig gekommen ,worinmitgetei
wird ,dass sie an die Gemeinde eine Forderung von 4 Millionen Schilling hat

Wenndas alles wahrist,so ist das eine Machination ,die in eineröffentlic
Verwaltung an Betrug streift .Ebenso wirrd mit der Interimsgebarung Ballon

gespielt . Verkustevon ' 5Millionen Schilling werden einfach in der Inte
gebarungversteckt ,währendErsparungenund Gewinnsteals Rücklagenausd



GemeinderatssitzungvomH .Bezember1929 II .Blatt
Rechnungslegunghinauseskamotiert werden .In Wirklichkeit bestehenzweierlei
Budgets,ein sichtbares ,dass in seinen wichtigsten Teilen fiktiv ist undein
unsichtbares ,dass nur der Finanzreferent kennt ,das aber den anderen ein Buch

mit sieben Siegeln ist . Esfehtt jede Sicherheit und jedes Vertfauen zur Verläs :
lichkeit der Rechnungslegung ,Soweit wir das verfolgen können ,können Wireine

Ersparung von Al Millionen Schilling feststellen ,die aber inWirklichkeit
wät höher ist .Daklagt der Finanzreferent nochüber die Knappheitder ihmzur
Verfügung stehenden Mittel ? Mitdiesen grossen Beträgen hätte manvielerlei
schaffen können man hätte das Bauprogramm viel reicher dotieren ,ja man .

hätte vier solche Gehaltsregulierungen machen können ,wie sie gemacht worden

sind . DasKontrollamt wäre sicher in der Lage ,hier Auklärungen zu erteilen .

Dass diese Aufklärung itrotzdem nicht erteilt werden ,lässt nur deneinen
Schluss zu ,dass das Kontrollamt nicht sprechen darf . Dassist ein unerträg¬
licher Zustand und wir hoffen ,dass die Zeit nicht mehr ferne ist ,danoch
deutlicher als jetzt in das Dunkel hineingeleuchtet werden kann ,Im Interesse

des Ansehens der Stadt und der ganzen Bevölkerung ( Lebhafter Beifall bei der

E .. )
Nun gelangt St . . Breitner zum Schlusswort in der Generaldebatte und be¬

merkt gegenüber den Ausführungen des GR .Zimmerl : Diemir in den Mund gelegte
Aeusserung ,dass es besser sei,es verarme die Wirtschaft als die GemeindeWien
habe ich in diesem Wortlaut nie getan .Ich habe nur stets darauf verwiesen ,
dass früher Kriege stets damit endeten ,dass die öffentlichen Verwaltungen sich
ihrer Güter entäusserten und dass ein verlorengegangener Krieg stets noch
von gewissen Teilen des Privatkapitals als die richtige undausgezeichnete
Gelegenheit zur grössten Bereicherung betrachtet wurde . Sohat einmal das alte
Oesterreich seine Eisenbahnen an das Privarkapital übergeben und später mit
einem ungeheuren Geldaufwand rücklösen müssen .So sind nach Kriegen öffentli¬
che Anleihen zu den tiefsten Kursen ,etwa der Hämfte des Nominalswertes ausge¬
geben und zum vollen Nennwert allmählich getilgt worden . Äehnliche Bestrebun¬
gen haben sich ja selbst im Frühjahr 1919 in Wien gezeigt und die Versuche
die deutschen Bundesbahnen dem Privatkapital zuzuschanzen sind allgemein
bekannt .Am besten ist es,wenn weder die Wirtschaft noch die Gemeinde verarmt .
Wie wenig wir wünschen ,dass die Wirtschaft verarmt ,geht ja am besten aus der
Förderung hervor ,diewirderPrivatwirtschaft angedeihen lassen ,So zum Beispiel
bei Uebernahme der Haftung für Rusäändgeschäfte durch die der Wirtschaft
Aufträge von rund 65 Millionen Schilling zugeführt werden konnten ,durch die

Verbürgung ausserordentlich verbilligter Kredite an das Gewerbe durch die
Errichtung eines eigenen Gewerbeförderungsinstitutes und durch die Förderung
des Frendenwer kehrs ,mit dem sich die Gemeinde in der Vorkriegszeit überhaupt

nicht befasst hat . Wenngesagt wurde ,dass für Arme und Kranke nichts geschehe
so ist im Gegenteil richtig ,dass die Steigerung der Ausgaben auf die Anglie - ¬
derung immer neuer Zweige an das Wohlfahrtswesen zum Teil zurückzuführen sind
Die Nettoausgaben Wiens für das ohlfahrtswesen haben im Jahre 1913 Schilling
29,121 . 000ausgmacht .Für das Jahr 1930 beträgt der Nettoaufwand für das Wohl¬
fahrtswesen Schilling 90,595 . 000 . Wirgeben also mehr als dreimal so viel aus
wie in der Vorkriegszeit .Ganz neue oder erheblich ausgestaltete Zweigeder
Fürsorge dind :Die Schulausspeisung ,die Säuglingswäsche ,die Aktion Lehrlin¬
ge aufs Land "der Beitrag an das Wiener Jugendhilfswerk ,die Unterbringung
von Kindern in Erholungsstätten ,die früher nicht bestandenen Mutterberatungs
stellen ,die grosszügige Schaffung der Kindergärten ,die jetzt 7 ein halb

illionen Schilling kosten gegenüber früher einer Million Schilling ,die
Horte mit Schilling 1,118 . 00gegenfrüher bloss Schilling 183 . 000 ,dasNetz
der Jugendämter ,die drei Kinderspitäler ,die Wien aus der versagenden Privat¬
fürsorge abgenommenhät ,das neue Entbindungsheim ,die Tuberkulos enfürsorgemit einemAufwandvon 10 '2 Millionen Schilling ,der die Vergangenheitfast
gar nichts gegenüberzustellen hat ,die gesamte neugeschaffene Gesundheitsfüb¬
sorge in den Schulen ,die Schulzahnkliniken ,Schulärzte ,die augenärztliche
Zentrale und die gewaltigen Beiträge Wiens zu den Notatandsauahilfen für Ar¬
beitslose und zu den Kosten der Altersfürsorge mit rund 12 Millionen Schil .



III . BlattRemeinderatssitzung vom h .Dezember1929

ling ,sowiedie bedeutendenAusgabenfür die FörderungvonSportundKösper¬kultur .GR .Zimmerl hat sich hesonders eingehend mit den angeblichen Verlusten

der Gemeindeunter der gegenwärtigenVerwaltungbeschäftigt under ist sogar
so weit gegangen ,von einem Siechenhaus zu sprechen .Diese Vorwürfe müssenaufdas richtige Mass zurückgeführt werden .Vom 1 .Jänner 1923 bis Ende 1929 hat Wien

rung ' 8Milliarden Schilling verausgabt .Nachsehr verlässlichen Schätzungenkannfür diese vier Jahre ein Betrag vonmindestens700MillionenSchillingalsder Goldwertangenommenwerden .Das sind zusammendrei Milliarden5ooMillionenSchilling .Davon deren nach der Aufstellung des GR. Zimmerlund mit einer Auf¬
rundung nach oben Millionen Schilling gwesen ,das ist ein Fünftel Prozentoder von hundert Schilling zwanzig Groschen .Jeder Kaufmann weiss ,wie völlig un¬

bedeutend und für die Beurteilung des Enderfolgs ganz und gar unwesentlicheineVerlustziffer von ein Fünftel Prozent ist .Es gibt keinen kleinen oder grossen

Geschäftsbetrieb ,der nicht damit rechnenmüssteweit grössere Teile derumge¬
setzten Gelder als Verlust zu buchen .Keine einzige von den DutzendenBakkenwäre zugrundegegangen ,wenn sie ein Fünftel Prozent Verlust gehabt hätte .Auch

die den österreichischen Kredit schwer schädigende Fussionierung derBodenkredit
anstalt hätte niemals erfolgen müssen ,wenn dort nür ein Fünftel Prozent Ver¬lust gewesem wäre, . Esist dies die bexheidneste ,im w irklichen Leben über¬
baupt nicht vor kommende Verlustquote ,die in der Privatwirtschaft als der Be¬

weis eines ganz ausgezeichneten ,eines ganz ungeheurer hervorragenden Erfolges
betrachtet wird .Bei der öffentlichen Verwaltung genügt das aber,um voneinem
Siechenhaus zu sprechen ,GR .Zimmerlhat allerdings in der gleichen Redereklärt ,
dass Wien eine der reichsten Städte sei und nachgerechnet ,dass sich in den
letzten Jahren das Vermögender Stadt um mehr als tausend Millionen Schilling
vermehrt habe .Die Minderheit wird sich entscheidan müssen ,ob Wien unter der
sozialdemokratischen Verwaltung reich oder arm geworden ist . Stehtder Zuwachs
an Vermögen in riesenhaften Umfang und ein wirtschaftlichen Siechenhaus sind
unlösbare Widersprüche ( Lebhafte Zustimmung bei der Mehrheit ) ,Mehr als die
Hälfte des ganzen von GR. Zimmerlvorgerechneten Verlustes entfällt auf das La¬
gerhaus .Für diese Verluste sind jene Leute verantwortlich ,die den Krieg her¬
beigeführt und dem Lande den Gewaltfrieden auferlegt haben .Die Wiener städti¬
schen Lagerhäuser sind ja für das grosse Wirtschaftsgebiet der alten Monarchie
errichtet worden .Im Jahre 1912 wurden im Lagerhaus 1,500 . 000Meterzentner ein¬
gelagert ,im Jahre 1928 waren es bloss 793 . 000also rund die Hälfte .ImFrie - ¬
den hatte das Lagerhaus ohne das damals nicht fertige Kühllagerhaus 217Ange¬
stellte aller Art .Zur Zeit der Scheinkonjunktur und der Warenhamsterei des Jah¬
res 1922 waren 1008 Personen beschäftigt ,jettt werden es,wenn noch der letzte
Teil des Abbaues durchgeführt werden wird ,nur mehr 251 sein .Es wurde versucht
das Lagerhaus durch Angliederung einer Reihe von Veredelungsanlagen leistungs - ¬

fähiger und zugkräftiger zu gestalten .Aber all das reicht nicht hin ,den Riesen¬
entfall der Hälfte der Einlagerung wett zu machen .Dazu kommt noch ,dass die
Nachbarstaaten mit uns einen erbitterten Tarifkampf führen .Wie verhalten sich
demgegenüber die österreichischen Behörden ?Die Bundesbahnen haben sich erst
in der al lerletzten Zeit zu einer etwas freundlicheren Behandlung des Wiener
Platzes entschlossen .In erster Linie wäre das Handelsministerium berufen ,alles

aufzubieten ,um Wien zu seiner alten Geltung als Umschlagsplatz zu verhelfen
und die Lagerhäuser zu förderh ,Sta tt dessen hat das Ministerium statt des ur¬
sprünglichen Pachtzinses von 8000 Kronen nach Endigung des Vertrages am 31 .

Dezember 1925 Schilling 86 . 000jährlich rückwirkend vom 1 .Jänner 1926 verlangt .
( Lebhafte Hört ! Hörtrufe bei der Mehrheit ) ,also trotz des allgemein geltenden
Mietengesetzes rund das Achtfache .Nach langen Bemühungen gelang es zu er¬
reichen ,dass das Handelsministerium den Betrag auf 16 . 000Schilling ermässigte ,
was noch immer eine Steigerung um das Zwanzigtausendfache ist ,dabei wurde uns
aber die völlig unahnehmbare Bedingung gestellt ,dass die Lagerhäusräumlich¬

keiten - eshandelt sich um die Maschinnenhalle des pro¬
visorischen Baues der Weltausstellung des Jahres 1873,der ursprünglich zum
Verschwinden nach ein paar Monaten bestimmt war in einem noch immer für Lager¬

hauszwecken vollkommen geeigneten Zustand rückgestellt werden müssen .Das hätte
Erhaltungskosten unsinniger Art erfordert und musste abgelehnt werden .Es be¬
steht daher ein vertragsloser Zustand ,der jede weitergreißende Verfügung voll¬

kommen verhindert . Sosieht die Unterstützung aus ,die das Handelsministerium
den Lagerhäusern gewährt .Das Ziegelwerk Oherlaa wrde auf Grund eines Refarates
das ein Mitglied der Minderheit erstattet hat ,angekauft ,es ist also nicht
irgendein bolschewistisches Experiment ,das die Fehrheit unternommen hat .Die
ganze Anlage wurde in der Zeit der stabilen Währung erbaut . Dasganze aufge¬
wendete Kapital muss zu den getzt geltenden Sätzen verzinst werden und es ist
dadurch der städtische Betrieb gegenüber allen anderen Werten ,denen die In¬
flation die Annulierung al ler vorhandenen Schulden gebracht hat ,sehr in Nach¬
teil geraten . Derbeste Beweis ,dass bei einer Gemeinde nicht eigenes Verschul¬

een vorliegt ,kann dadurch erbracht werden ,dass das grösste und ältestes Un¬
ternehmen dieser Branche ,die allgemein bekannte Wienerberger Ziegelfabriks¬
und Baugesellschaft für das Jahr 1926 einen Verlust von Schilling 132 . 000 ,
für das Jahr 1927 einen Gewinn von bloss 12 . 287Schilling und für das Jahr 1928
einen solchen von bloss Schilling 1583 aufweist ,ohne dass Abschreibungenvor¬
genommen wurden ,währendbei Oberlaa selbstvaständlich Abschreibungen erfolgt

sind .
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Schliesslich ist dieser Verlust bei Oberlaa keineswegs ein endgiltiger,es be¬
steht durchaus die Erwætung und die Möglichkeit ,diesen Abgang in denJahren
einer günstigeren Entwicklung wieder zu tilgen .Ganz das Gleiche gilt von den
Porphyritwerken ,die nicht mit ausreichendem Kapital ausgestattet wurden ,daher
zu viel Bankzinsen zu tragen hatten ,im übrigen nur einen ganz beshheidenen
Abgang aufweisen ,der im Laufe der Zeit gewins wird hereingebracht werden könne
Für den Verlust bei der Steinag wird die Gemeindeverwaltung mit Unrecht

verantwortlich gemacht ,da die Gemeinde nicht annähernd die Hälfte des
Aktienbesitzes in Händen hat . DerVerlust ist im übrigen lediglich auf die
allgemein ungürs tige Lage des Baugewerbes zurückzuführen .Was die Land -und
forstwirtschaftäiche Betriebsgesellschaft betrifft ,so war es nicht die der¬
zeitige sondern die frühere Mehrheit ,welche die grossen Pachtungen der ehema¬
ligen kaiserlichen Güter und des Dreherschen Besitzes beschlossen hat . Wirhaber
sehr rechtzeitig eine eigene Betriebsgesellschaft gegründet und die ganze Ver¬
waltung aus dem Rahmen des Magistrates losgelöst ,da die Einführung der bei der
Hoheitsverwaltung geltenden Zahlungsno men in die Landwirtschaft zu ganz
unhaltbaren Zus tänden und zu den schwersten Verlusten hätte führen müssen :

Wir sind also durchaus vorsichtig und kaufmännisch vorgegangen .ST . . Breitner
legt sodann unter Hinweis auf Ausführungen des Bundeskanzlers Streeruwitz im
Nationalrate sowie auf Aeusserungen des Landeshauptmannes Dr . Buresch und auf
einen Antrag christlichsozialer Nationakräte dar welch ausserordentliche Kri¬
se in der Landwirtschaft herrscht .All das muss selbstverständlich auch für die
von der Land -und forstwirtschaftlichen Betriebsgesellschaft Geltung haben .
Daher sind Vorwürfe dieser Art nicht im allergeringsten mehr objektiv und
müssen entschieden zurückgewiesen werden .Hinsichtlich der Obst -und Gemüse . G
deren Verluste so dargestellt werden ,als ob dort wirklich jemand gestohlen
oder in unerhört leichtfertiger Weise gewirtschaftet hätte verweist der St .

R .Breitner dar auf ,dass in den Jahreb 1926,1927 ,1928 und in den ersten zehn
Monaten des Jahres 1929 in Wien nicht weniger als 28 Obst -und Gemüsehändler
in den gerichtlichen Ausgleich gegangen sind . DerGrund hiefür liegt darin ,
dass in den letzten Frühjahren völlig unvermutet heftigste Kälteeinbrüche
waren ,durch die alle rollende Ware vernichtet wurde ,und Millionenwerte zu¬
grundegegangen sind .Auch die Obst - und Gemüse . G .ist von dieser höheren Ge¬
walt nicht verschont geblieben . Wennman da noch von einem Verschulden der
Gemeindeverwaltung redet ,ist es allerdings aussichtlis sich darüber sachlich
auseinanderzusetzen .Das ist Post für Post jenes ein Fünftel Prozent der Ge¬
samteinnahmen ,das angeblich verwirtschaftet wurde . DieWirklichkeit sieht ,
wie ich bewiesen habe ,ganz anders aus . Wennman aber schon von diesen Dingen
spricht ,ist es ein Gebot der Gerechtigkeit ,auch von jenen Unternehmungen
zu re den ,die eine gute ,ja vielfach ganz vorzügliche Entwicklung genommen
haben .Bei den städtischen Unternehmungen ist es gelungen ,eine geradezu
amerikanisch erscheinende Entwicklung zu bewirken .Im Mai 1919 hatten die
städtischen Gaswerke 189 . 977Abnehmer .Am . Dezember . J .166 . 639,diestädtisch
Elektrizitätswerke im Mai 1919 - 167 . 515,am . Dezember 1929 - 6cL . 093 .Gasund
Elektrizität sind erst durch unsere Verwaltung zum Allgemeingat der Wiener
Bevölkerung gemacht worden .Die Zentralsparkasse der Gemeinde Wien weist heute
unter allen Kreditinstituten Oesterreichs den weitaus höchsten Einlagenstand
auf,sie hat sich in den Zeiten der düstersten Spekulation vollkommen rein
und frei von allen diesen Treibereien gehalten ,gar keine Verluste erlitten

und geniesst heute uneingeschränktes Vertrauen .Die städtische Versicherungs¬

anstalt war durch die Inflation ihrer ganzen Grundlagen beraubt ,es wurde
in energischer Umstellung unter einer neuen Direktion das Brandschadengesetz
und eine Reihe anderer Versicherungen aufgenommenund heute steht die Anstalt
in der Brandschadenversicherung an erster Stelle unter allen österreichischen
Instituten . DieTerag ,an der die Gemeinde Wien mit mehr als zur Hälfte betei¬
ligt ist ,hat in der ønzen Branche den führenden Rang und ist ein vollkommen
festgefügtes Unternehmen .Die öffentliche Küchenbetriegesgesellschaft ist der
grösste Küchenbetrieb Oesterreichs ,der deutsche Verlag für Jugend undVolk
weist eine sehr günstige Entwicklung auf .Ganz ausgezeichnet geführt ist
die Gesiba und die Wihoko . St . . Breitner kommt sodann auf eine Aeusserung des

1über den Aktienbeseitz der Gemeinde Wien ,der mehrSt .R .Kunschak:als 12 Millionen Schilling betragen soll zu sprechen und erklärt ,dass da
die Gemeinde Wien niht an einem Verkauf dieser in der Sozialisierungs¬periodein AnspruchgenommenenWertedenktdie Börsenkursegarnichtnach¬
gerechnet werden .Es wurdeaber festgestellt ,dass der Gemeindeaus demVer¬
kau f von Bezugsrechten ,die sie nicht ausgeüht hat ,ein höherer Schilling¬
betrag zugekommen ist ,als alle diese Aktien gekostet haben ,die daher ins¬
gesamt auf Null abgeschrieben werden könnten .Ferner weist St . . Breitnerda¬rauf hin ,das Brauhausvon 1906 bis 1913 einen Verlut von Schilling 1,879 . 000
zu verzeichnen hatte,es von 1923 bis 1928 Gewinnevon Schilling 3,219 . 000
erzielt hat ,Will man zu einem halbwegs gerechten Urteil kommen ,dann mussmanaber auch zumVergleich andere öffentliche Verwaltungenheranziekenund
prüfeb ,ob die es besser getreffen haben .Ich will nicht vonEinzelheiten
sprechen ,nicht etwa von Misständen in der Tabakregie obwohl die Opposition .
wennsich ähnliches in einemZweigeder städtischen Verwaltungereignethätt¬araus die längsten AAklageredenformen würde .Ich möchtenur jenenmühse¬
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seelig zusammengesuchten kaum 7 Millionen angeblicher Verluste der Gemeinde
Wien den Schaden gegenüberstellen ,den die Postsparkasse durch ihre Beteili¬
gung an Frankenspekulationen erlitten hat und der einschliesslich des Verlus¬
tes ,der sich durch die bekannte Transaktion in Bodenkreditaktien ergibt ,Schilling 197 Millionen beträgt ( Lebhafte Hört ' Hörtrufe bei der Mehrheit ) .Wenn

GR .Zimmerl im Hinblick auf die Gemeinde von einem Siechenhaus gesppochenhat ,
dann kann man angesichts dieser gigantischen Katastrophe wohl nur von einem
Leichenhaus reden ( Lebhafter Beifall bei der Mehrheit ) .Und sehen wir uns die
vilgerühmte Privatwirtschaft an ,die Bankenzusammenbrüche ,betrachten wir das ,
was sich zur Zeit in Deutschland ,in Amerika vollzieht ! DasVerwaltungsjahr 1928
ist bei der Gemeinde nicht durch Verluste ,nicht durch ein Defizib gekenn¬
zeichnet ,sondern wir schliessen die Gebarung mit einem Ueberschuss von
2861000 Schilling . St . . Breitner befasst sich sodann mit den Auführungen des
GR ,Gschladt und bemerkt ,dass hinsichtlich der Rücklagen gar kein Geheimnis
bestehe ,dass sich vielmehr im Rechnungsabschluss eine vollständige Zusammen¬
stellung über alle Betriebsüberschüsse und Rücklagen findet .AmSchlusse
spricht St . . Breitner dem Kontrollamt der Stadt Wien den Dank aus ,und be¬
merkt ,dass wenn es zu einer Kontrolle durch den Rechnungskof kommen
sollte ,und dass wenn der Rechnungshof objektiv kontrollieren wird,er wird
feststellen können ,dass wir nicht mehr Fehler machen ,als sie allem Menschen¬
werk anhaften .Wenn wir uns dennoch gegen die Kontrolle durch den Rechnungshof
gewährt haben so nicht etwa deshalb ,weil wir etwas zu scheuen hätten ,sonder n
weil eine solche Kontrolle dem Gedanken der Selbstverwaltung zuwider läuft .
Wir hoffen ,dass die Kontrolle durch den Rechnungshof eine würdige und objektive

sein wird und es wird sich dann ergeben ,dass wir trotz Irrtümern und Fehlern
den richtigen Weg gehen .( Lebhafter Beifall bei der Mehrheit ) .

Damit ist die Generaldebatte und Spezialdebatte über die Verwal¬

tungsgruppe für Finanzenbeendet .
Es wird nunmehrdie Verwaltungsgruppefür Personalangelegenheiten

und Verwaltungsreformverhardelt .
Dazu spricht St . . Rummelhardt( . . )der ausführt ,dassdie Verwaltung

der Stadt Wieneine kontrollose genannt werden muss . DieUnterstellung derVer¬
waltung unter den Obersten Rechnungshof ist daher sehr notwendig .Mitder
Schaffungder GemeindewachehabenSie eine Tat gesetzt ,die demGesetznicht
entspricht .Danebengibt es noch eine Reihe anderer ungesetzlicher Daten .Wir
haben nichts gelesen ,dass das Kontrollamt darüber irgendeine rügende Be¬

merkung in seinem Bericht gemacht hätte .Wenndas Kontrollamt neben demOberst
Rechnungshof weiter bestehen soll,muss die Kontrolle im inneren durcheine
Kontrollkommission erfolgen .Der Redner kommt dann noch auf die Gemeindewache

zürück ,wobei er auf eine Bemerkungdes Bürgermeisters Seitz ,die Aufläsung

der Gemeindewachewerde im Zuge der allgemeinen Abrüstung durchgeführt werden
ausführt ,dass diese Ansichtdes Bürgermeistersganzfalsch sei ,da nur dieAuf
lösung der freiwilligen Organis tionen unter der inneren Abrüstung zuversteh
sei . DieGemeindewachejedoch wurdeals ein Organder Gemeindegeschaffen . St.

. Rummelhardtverlangt dann die Entpolitisierung der Personalverwaltung ,die
Gleichstellung der christlichen Gewerkschaften mit densozialdemokratischen
Gewerkschaftensowiedie Abstellungdes Zustandes ,dass nurSozialdemokraten
in den städtischen Dienst aufgenommenwerden .Er kritisiert dann ,dass nurso¬
zialdemokratischgesinnteAngestellteausgezeichnetwerdenundverweistda¬
rauf ,dass von120Bürgerschulkatechetenbis jetzt kein einzigerausgezeichne
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wurde . Seineweiteren Ausführungenbeschäftigen sich mit derLehrerakademie,
die ja als ein völlig ungesetzliches Institut bezeichnet ,da die Lehrerbildu

dungSachedesBundesist ,DieseAnstaltist eine Fabrikfür diePreparierung
von Lehrer für Ihre Partei .Jene Lehrer ,die sich nicht reparieren lassen ,wer¬
den auch nicht angestellt .Für die Lehrerakademie wurden fast 170 . 000Schil¬
ling ausgegeben .Danebenaber gibt es Schulen ,deren Dächerso schadhaftsind ,
dass es ins Haus hineinregnet .Die Kosten für diese Reparaturen jedoch werden

vomFinanzreferenten nicht bewilligt .Mit demWunsche ,dass dieVerhandlungen
über die Verfassungsreform in voller Eintracht abgeschlossen werden ,schliesst

der RednerseineAusführungen.
IhmerwidertSt . RSpeiser ,der zunächstfeststellt ,dassAnstellungennur

gemäss dem wirklichen Bedarf erfolgen .Es könne auch von einer nach parteii¬

schen Gesichtspunkten geführten Perscnalverwaltung keine Rede sein .Voneiner

Bevorzugungvon sozialdemokratisch gesinnten Angestellten beiAuszeichnungen
könneebenfalls nicht die Rede sein ;das könne durch zahllose Fälle bewiesen

werden .( Beifallbei derMehrheit) .
Nun gelangt die Verwaltungsgruppe für Wohlfahrtswesen und soziale Ver¬

waltungzurVerhandlung. Pi
St,Rtin Dr .Motzko( . . )führt dazu aus ,dass ein grosser Teil derin

dieser Verwaltungsgruppe vollzogenen Mehrausgaben durch Ersparnisse gedeckt

sei .SiekritisiertdieüberspitzteKommunalisierungderAnstaltsfürsorge ,
den Bürokratismus insbesondere in der Kinderfürsarge und schliesslich ,dass

die ehrenamtlichen Fürsorger immer stärker an die Wandgedrückt werden ,wäh¬
rend die amtlichen Personen mit Arbeiten überlastet sind ,Sehr energisch wen¬

det sich die Rednerindagegen ,dass : voneinzelnen FürsorgerätenihrAmt
parteipolitisch missbrauchtwerde ,undverlangtdie sofortige Abstellungsol¬
cher Unzukömmlichkeiten . .Auchdie geschlossene Fürsorge hat viele Mängel .Man
muss heute viel Glück haben ,wenn man überhaupt in ein Versorgungsheim aufge¬

nommenwird .Dabie wird der Raumin diesen Anstalten immermehrverringert .
Manhat in Lainz siebzig Plätze gesperrt umdie Krankenpflegerinnenschule
unterzubringen .In der Marthnstrassehat maneine Beamtenwohnunggeschaffen
und so den dort sehr beschränkten Raumnoch mehr verkleinert .Pfleglinge ha¬
ben dort umzwanzigGroschenTaglohnårbeiten müssen .Rednerin verlangtauch
Aufklärungüber eine Notiz in der Reichsbost ,nach der in Lainz einePfåde¬
geringegenüberdenPfleglingen ,die die Kirchebesuchenwollten ,eineunge¬
ziemende Aeusserung gemacht hat ,Besonders zu leiden haben diePfleglinge
im VersorgungsheimLiesing ,wosie bei der ,letzten Gemeinderatswahldreimal
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visitiert worden sind ,damit ja niemand die Liste derchristlich - deutschen

Wahlgemeinschaft wähle .Ein Pflegling ,der eine kritisierende Bemerkungmach¬
te ,erhieåt dafür vierzehn Tage Hausarrest .Ueber den Wahlschwindel im Liesin¬

ger Versorgungshaus wird übrigens das Gericht urteilen .Was die Behandlungder
Pfleglinge anlangt wäre noch viel zu sagen .Es geht nicht an ,dass diePfleglin¬

gein denVersorgungshäusernFreiwildfür jedeparteipolitischeAktionsind.
Die Klagen nehmen kein Ende und es ist höchste Zeit ,dass mit diesemdespo¬

tischen Absclutismus gebrochen wird .( Beifall bei der Minderheit ) .
Auf diese Ausführungen entgegnet St . . Professor Tandler ,der zahlen¬

mässig nachweist ,dass die Gemeinde für die offene Fürsorge grosse Mehrausgaber
verzeichnet .Er verurteilt jedespolitischeArbeitender Fürsorgeräteinihrer
Funktien und bittet umMitteilung der Einzelfälle ; eswerde jeder Fall genauest
untersucht werden .In der Martinstrasse wurde eine Hausbesorgerwohnungadap¬

tiert undein Beamterhingeschickt ,der den Pfleglingen mit Rat undTatzur
Seite steht .Eine Beeinträchtigungder Pfleglingsräumeist dadurchnichterfolg
Wenndie Bezahlung von zwanzig Groschen täglich für die sogenannten Pfleg¬

lingsarbeiter bemängeltwurde ,so mussdochauchberücksichtigt werden ,dass
die Gemeinde für diese Leute vollständig sorgt und eigentlich diese zwanzig
Groschenethisch betrachtet ,eine ungehörigeAusgabesind .Wasdie Notizin
der Reichspost anlangt ,so handelt es sich hier umeine Erstunkene underloge¬
ne Sache . DieUntersuchung hat ergeben ,dass der Priester erkkärte,er halte

eine solche Aeusserung ,wie sie in dieser Zeitung einen Pflegling unterschcbe
wird ,für ganz unmöglich .Die Angelegenheit in Liesing wurde bereits unter¬
sucht . Siehat sich ganz anders abgespielt ,als hier dargestellt wurdeund

ergab sich die völlige Schuldlosigkeit des Verwalters und der Pflegerinnen .

DerAusgangwurdeeinemweiblichenPfleglingentzogen,derschoninallen
städtischen Versorgungshäusern war und als unverträglich überall abgelehnt
wird . DieEntziehung des Ausgangessteht mit den Wahlereignissen abernicht
im geringsten Zusammenhang .Es wäre doch sehr zu wünschen ,wenn solche Anschul¬
digungen vorher genau geprüft werden ,bevor sie in öffentlicher Sitzung vor¬

gebracht werden ,da den angeschuldigten Personen immer eine gewisse Kränkung

zugefügtwirdselbst wennsichdannihre völligeSchuldlosigkeitherausstellt
( BeifallbeiderMehrheit).

Damit ist die Spezialdebatte über die Verwaltungsgruppe für ohlfak
pflege ,GesundheitswesenundJugendfürsorgeabgeschlossen .Die Gruppewirdge¬
nehmigt und die Sitzunggeschlossen .

Morgen Donnerstag wird der Gemeinderat die Spezialdebatte über den
Rechnungsabschluss für das Jahr 1928 fortsetzen .Die Sitzung beginnt umfünf
Uhr nachmittags .
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